
 

  

S 25 RA 231/02

Sozialgerichtsbarkeit Bundesrepublik Deutschland

Land Bundesrepublik Deutschland
Sozialgericht Bundessozialgericht
Sachgebiet Rentenversicherung
Abteilung 4
Kategorie Urteil
Bemerkung -
Rechtskraft -
Deskriptoren Ausbildungsanrechnungszeit

Zeit zwischen Beendigung der
Schulausbildung und frühestmöglichem
Beginn der Hochschulausbildung
unvermeidbare Zwischenzeit
Überschreitung von 4 Monaten

Leitsätze Eine vormerkungsfähige Ausbildungs-
Anrechnungszeit iS einer unvermeidbaren
Zwischenzeit liegt auch dann vor wenn
die Ausbildungspause zwischen Abitur
und frühestmöglichem Studienbeginn
wegen abstrakter
ausbildungsorganisatorischer
Maßnahmen des Ausbildungsträgers vier
Monate überschreitet.

Normenkette SGB VI § 58 Abs 1 S 1 Nr 4 F: 2003-12-23
SGB VI § 149
BKGG § 2 J: 1996

1. Instanz

Aktenzeichen S 25 RA 231/02
Datum 12.05.2003

2. Instanz

Aktenzeichen L 3 RA 41/03
Datum 19.04.2004

3. Instanz

Datum 10.02.2005

Die Revision der Beklagten gegen das Urteil des Landessozialgerichts Nord- rhein-
Westfalen vom 19. April 2004 wird zurÃ¼ckgewiesen. Die Beklagte trÃ¤gt auch die
auÃ�ergerichtlichen Kosten des Revisionsverfahrens.
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GrÃ¼nde:

I

Streitig ist, ob die Beklagte verpflichtet ist, die Zeit zwischen AushÃ¤ndigung des
Abiturzeugnisses und Beginn des Hochschulstudiums als Tatbestand einer
Ausbildungs-Anrechnungszeit vorzumerken.

Die im Jahre 1960 geborene KlÃ¤gerin legte im Jahre 1979 die ReifeprÃ¼fung in
KÃ¶ln ab; ihr wurde am 26. Mai 1979 das Abiturzeugnis ausgehÃ¤ndigt. Am 1.
Oktober 1979 nahm sie ein Lehramtsstudium an der Technischen Hochschule A.
auf.

Mit Bescheid vom 13. Mai 2002 und bestÃ¤tigendem Widerspruchsbescheid vom
12. September 2002 lehnte die Beklagte die Anerkennung einer Anrechnungszeit
fÃ¼r den Zeitraum 22. Mai 1979 (Datum des Abiturzeugnisses) und 30. September
1979 ab, weil die KlÃ¤gerin die nachfolgende Ausbildung nicht "rechtzeitig",
nÃ¤mlich nicht bis zum Ablauf des vierten auf die Beendigung der Ausbildungs-
Anrechnungszeit folgenden Kalendermonats begonnen habe.

Das Sozialgericht (SG) hat die Klage mit der BegrÃ¼ndung abgewiesen, nach der
Rechtsprechung des Bundessozialgerichts (BSG) sei eine Ã�bergangszeit zwischen
zwei Ausbildungsabschnitten nur dann unschÃ¤dlich, wenn zwischen dem ersten
und zweiten Ausbildungsabschnitt kein lÃ¤ngerer Zeitraum als vier Monate liege;
unerheblich sei, dass die KlÃ¤gerin diese zeitliche Grenze aus von ihr nicht zu
vertretenden GrÃ¼nden Ã¼berschritten habe (Urteil vom 12. Mai 2003).

Das Landessozialgericht (LSG) hat nach AnhÃ¶rung mit EinverstÃ¤ndnis der
Beteiligten durch den Einzelrichter entschieden und die Beklagte unter Aufhebung
des Urteils des SG KÃ¶ln vom 12. Mai 2003 und unter AbÃ¤nderung der
angefochtenen Bescheide verurteilt, die Zeit vom 27. Mai 1979 bis 30. September
1979 als Anrechnungszeit vorzumerken (Urteil vom 19. April 2004). Es hat
ausgefÃ¼hrt: Der Zeitraum zwischen Abitur im FrÃ¼hjahr und Aufnahme des
Studiums im Wintersemester sei eine vormerkungsfÃ¤hige Ausbildungs-
Anrechnungszeit nach Â§ 58 Abs 1 Satz 1 Nr 4 Sechstes Buch Sozialgesetzbuch
(SGB VI), eine sog unvermeidbare Zwischenzeit. Zwar sehe das Gesetz eine
BerÃ¼cksichtigung von sog "unvermeidlichen Zwischenzeiten" zwischen zwei
Ausbildungsabschnitten, in denen keine Ausbildung stattfinde, nicht vor. Nach der
Rechtsprechung des BSG sei aber auch der ausbildungsfreie Ã�bergangszeitraum
zwischen zwei Ausbildungsabschnitten ein Anrechnungstatbestand. Diese
Zwischenzeit mÃ¼sse jedoch generell unvermeidbar und schulorganisatorisch
bedingt typisch sein. Nach dem Ergebnis der Ermittlungen habe die KlÃ¤gerin am
26. Mai 1979 ihr Abiturzeugnis erhalten und zum frÃ¼hestmÃ¶glichen Termin am 1.
Oktober 1979 ihr Studium aufgenommen. Nach Â§ 7 Abs 1 Buchst a der
Allgemeinen Schulordnung des Landes Nordrhein-Westfalen idF vom 8. November
1978 ende das SchulverhÃ¤ltnis mit der AushÃ¤ndigung des Abgangszeugnisses.
Somit handele es sich bei der Zwischenzeit, an die sich eine weitere Ausbildungszeit
anschlieÃ�e, um den Normalfall einer fÃ¼r alle StudienanfÃ¤nger zwangslÃ¤ufigen
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Wartezeit zwischen Abitur und nÃ¤chstmÃ¶glichem Studienbeginn. Zwar habe die
KlÃ¤gerin die von der Rechtsprechung des BSG fÃ¼r das Vorliegen einer solchen
unvermeidbaren Zwischenzeit gesetzte Frist von drei bis vier Monaten (zwischen
Ausbildungsende und Beginn der neuen Ausbildung) um wenige Tage
Ã¼berschritten. Die so vorgenommene Begrenzung auf maximal vier Monate
beruhe aber auf der im Einzelfall unrichtigen Annahme, dass zwischen Abitur und
Aufnahme des Studiums kein lÃ¤ngerer Zeitraum als vier Monate liege. Der
Gesetzgeber habe jedoch, wie sich aus den Materialien zum
Bundeskindergeldgesetz (BKGG) ergebe, gewollt, dass der unvermeidliche Zeitraum
zwischen Abitur und Studium immer als Ausbildungszeit gelte. Dabei sei er ebenso
wie das BSG â�� jedenfalls im Hinblick auf Nordrhein-Westfalen â�� rechtsirrig
davon ausgegangen, das SchulverhÃ¤ltnis ende mit dem Schuljahr und nicht mit
der AushÃ¤ndigung des Abiturzeugnisses.

Die Beklagte hat die vom LSG zugelassene Revision eingelegt. Sie rÃ¼gt eine
Verletzung von Â§ 149 Abs 5 iVm Â§ 58 Abs 1 Satz 1 Nr 4 SGB VI und trÃ¤gt vor: Die
Rechtsprechung des BSG orientiere sich bei der HÃ¶chstdauer der unvermeidbaren
Zwischenzeit an Â§ 2 BKGG. Danach kÃ¶nne eine vor dem 1. Januar 1996
begonnene Ã�bergangszeit nur dann als Anrechnungszeit berÃ¼cksichtigt werden,
wenn die weitere Ausbildungszeit bis zum Ablauf des vierten auf die Beendigung
des vorherigen Ausbildungsabschnitts folgenden Monats begonnen habe. Wenn die
ReifeprÃ¼fung â�� wie hier â�� im Mai abgelegt worden sei, hÃ¤tte das Studium
somit spÃ¤testens im September aufgenommen werden mÃ¼ssen. Nach der
Rechtsprechung komme es in entsprechender Anwendung des Kindergeldrechts
fÃ¼r die Zuerkennung einer unvermeidbaren Zwischenzeit als Ausbildungs-
Anrechnungszeit entscheidend auf die Einhaltung dieser Viermonatsgrenze an. Die
Regelung im Kindergeldrecht gehe auf die gesetzgeberische Erwartung zurÃ¼ck,
dass bei einer lÃ¤ngeren Pause zwischen zwei Ausbildungsabschnitten die
AusÃ¼bung einer versicherten ErwerbstÃ¤tigkeit zugemutet werden kÃ¶nne. Die im
Wege rechtsfortbildender Analogie eingefÃ¼hrte Anerkennung von
Ã�bergangszeiten kÃ¶nne nicht noch weiter ausgedehnt werden. Infolgedessen
kÃ¶nne der streitgegenstÃ¤ndliche Zeitraum nicht als Anrechnungstatbestand
berÃ¼cksichtigt werden.

Die Beklagte beantragt sinngemÃ¤Ã�,
das Urteil des LSG Nordrhein-Westfalen vom 19. April 2004 aufzuheben und die
Berufung der KlÃ¤gerin gegen das Urteil des SG KÃ¶ln vom 12. Mai 2003
zurÃ¼ckzuweisen.

Die nicht durch einen vor dem BSG postulationsfÃ¤higen BevollmÃ¤chtigten
vertretene KlÃ¤gerin hÃ¤lt die angefochtene Entscheidung fÃ¼r zutreffend.

Die Beteiligten haben sich mit einer Entscheidung ohne mÃ¼ndliche Verhandlung
einverstanden erklÃ¤rt (Â§ 124 Abs 2 Sozialgerichtsgesetz (SGG)).

II

Die Revision der Beklagten ist unbegrÃ¼ndet.
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1. Bedenken gegen die Entscheidung des Einzelrichters, eines Richters am SG, als
dem gesetzlichen Richter (Art 101 Abs 1 Satz 2 Grundgesetz) bestehen nicht. Die
Beteiligten haben sich nach AnhÃ¶rung im Termin vom 19. April 2004 mit einer
Entscheidung durch den Einzelrichter, der gemÃ¤Ã� GeschÃ¤ftsverteilungsplan des
Senats zum Berichterstatter bestimmt worden war (vgl Â§ 21g Abs 1 und 2
Gerichtsverfassungsgesetz entsprechend), einverstanden erklÃ¤rt (als Vorsitzenden
"an Stelle des Senats"). Unerheblich ist, dass der entscheidende Richter nicht
Richter am LSG war (vgl hierzu Peters/Sautter/Wolff, SGG, Â§ 155 RdNr 13; Zeihe,
SGG, Â§ 155 RdNr 5a) und dass die Revision wegen grundsÃ¤tzlicher Bedeutung der
Rechtssache durch den Einzelrichter zugelassen worden ist. Denn die Regelung in 
Â§ 155 SGG verbietet dies â�� anders als die Regelungen in Â§ 526
Zivilprozessordnung und Â§ 6 Finanzgerichtsordnung â�� ebenso wenig wie
diejenige in Â§ 87a Verwaltungsgerichtsordnung.

2. Das LSG hat die Beklagte zu Recht zur Vormerkung der streitgegenstÃ¤ndlichen
Ausbildungs-Anrechnungszeit vom 27. Mai 1979 bis 30. September 1979
verpflichtet.

Rechtsgrundlage fÃ¼r den Anspruch der KlÃ¤gerin ist Â§ 149 Abs 5 SGB VI iVm Â§
58 Abs 1 Satz 1 Nr 4 SGB VI.

a) Nach Â§ 149 Abs 5 SGB VI stellt der VersicherungstrÃ¤ger, nachdem er das
Versicherungskonto geklÃ¤rt hat, die im Versicherungsverlauf enthaltenen und
nicht bereits geklÃ¤rten Daten durch Bescheid fest. Ã�ber die Anrechnung und
Bewertung der im Versicherungsverlauf enthaltenen Daten wird erst bei
Feststellung einer Leistung entschieden. Infolgedessen wird im Rahmen eines
Vormerkungsverfahrens nur geprÃ¼ft, ob der behauptete
Anrechnungszeittatbestand nach seinen tatsÃ¤chlichen und rechtlichen
Voraussetzungen erfÃ¼llt ist. Selbst wenn mithin im Einzelfall jegliche
leistungsrechtliche Auswirkung einer Ausbildung als Anrechnungszeit verneint
werden kÃ¶nnte, kann die Vormerkung einer derartigen Anrechnungszeit nicht
allein mit der BegrÃ¼ndung abgelehnt werden, zum Zeitpunkt des Leistungsfalls
kÃ¶nne sich das bei der Berechnung der Leistung anzuwendende Recht geÃ¤ndert
haben. Entscheidend ist mithin, ob nach derzeitigem Recht generell die
MÃ¶glichkeit besteht, dass der Sachverhalt in einem kÃ¼nftigen Leistungsfall
rentenversicherungsrechtlich erheblich werden kÃ¶nnte (vgl BSG SozR 3-2600 Â§
58 Nr 13 S 70 mwN).

b) Dies ist hier fÃ¼r die Zeit vom 27. Mai 1979 bis 30. September 1979 der Fall.
Dieser Zeitraum erfÃ¼llt entgegen der Auffassung der Beklagten als unvermeidbare
Zwischenzeit den Tatbestand einer Ausbildungs-Anrechnungszeit.

aa) Nach Â§ 58 Abs 1 Satz 1 Nr 4 SGB VI idF vom 23. Dezember 2003 sind
Anrechnungszeiten auch Zeiten einer schulischen Ausbildung, in denen der
Versicherte nach Vollendung des 17. Lebensjahres ua eine Schule, Fachschule oder
Hochschule besucht hat. Diese Ausbildungs-Anrechnungszeiten sind vom
Gesetzgeber abschlieÃ�end normierte TatbestÃ¤nde. Sie sind ein rentenrechtlicher
Ausgleich dafÃ¼r, dass der Versicherte wegen der Ausbildung ohne Verschulden
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gehindert war, eine rentenversicherungspflichtige BeschÃ¤ftigung auszuÃ¼ben und
so Pflichtbeitragszeiten in der gesetzlichen Rentenversicherung zu erhalten. Daher
ist die BerÃ¼cksichtigung dieser Zeiten, die typischerweise fÃ¼r das System der
gesetzlichen Rentenversicherung von Nutzen sind, eine Solidarleistung der
Versichertengemeinschaft iS des sozialen Ausgleichs. Sie beruht auf staatlicher
Anordnung und ist Ausdruck staatlicher FÃ¼rsorge. Im Hinblick hierauf steht dem
Gesetzgeber bei ihrer Ausgestaltung ein Gestaltungsspielraum zu. Damit ist auch
vereinbar, dass lediglich bestimmte typische Ausbildungen als
AnrechnungszeittatbestÃ¤nde normiert und diese zeitlich begrenzt sind (vgl hierzu 
BSGE 55, 224, 229 f = SozR 2200 Â§ 1259 Nr 77, 102 S 276; BSG SozR 3-2600 Â§
58 Nr 13 S 72 mwN; vgl hierzu auch Meyer/BlÃ¼ggel, Schulische Ausbildungszeiten:
Eine "versicherungsfremde Leistung" in der gesetzlichen Rentenversicherung?, in
NZS 2005, 1 ff).

bb) Eine Ausbildung iS der og Vorschrift liegt zwar im streitgegenstÃ¤ndlichen
Zeitraum nicht vor. Denn die KlÃ¤gerin hatte bereits am 26. Mai 1979 nach
abgelegter ReifeprÃ¼fung mit AushÃ¤ndigung des Abiturzeugnisses die
Schulausbildung beendet (Â§ 7 Abs 1 Buchst a der Allgemeinen Schulordnung des
Landes Nordrhein-Westfalen idF vom 8. November 1978; vgl hierzu Urteil des
erkennenden Senats vom 4. August 1998 â�� B 4 RA 8/98 R). In der
anschlieÃ�enden Zeit bis 1. Oktober 1979 fand auch keine Ausbildung,
insbesondere nicht an einer Hochschule, statt.

cc) Die og Zeit zwischen Beendigung der Schulausbildung und Beginn des
Hochschulstudiums erfÃ¼llt jedoch als sog unvermeidbare Zwischenzeit ebenfalls
den Tatbestand einer Ausbildungs-Anrechnungszeit.

Die Rechtsprechung hat Ã¼ber die in Â§ 58 Abs 1 Satz 1 Nr 4 SGB VI genannten
Fallgruppen hinaus iS einer erweiternden Auslegung auch solche Zeiten als
Anrechnungszeiten gewertet, die zwischen zwei rentenrechtlich erheblichen
anrechenbaren Ausbildungszeiten, wie diejenige zwischen Schulabschluss und
Beginn des Hochschulstudiums, liegen. Voraussetzung fÃ¼r ihre Anrechenbarkeit
ist, dass sie generell unvermeidbar und organisationsbedingt typisch sind und
dementsprechend hÃ¤ufig vorkommen und ferner, dass sie generell nicht lÃ¤nger
als vier Monate andauern. Diese Zwischenzeiten â�� so die Rechtsprechung (vgl ua
BSG SozR 3-2600 Â§ 58 Nr 13 S 73 f, Nr 8 S 43 f, jeweils mwN) â�� stellen sich mit
den beiden anderen Ausbildungsabschnitten als einheitliche notwendige Ausbildung
dar. BerÃ¼cksichtigt und zu Grunde gelegt wird, dass Versicherte, die eine vom
Gesetzgeber vorgesehene typisierte Ausbildung aus von ihm nicht zu vertretenden
organisationsbedingten GrÃ¼nden ungewollt und unvermeidbar nicht zÃ¼gig
fortsetzen und dementsprechend erst spÃ¤ter eine rentenversicherungspflichtige
BeschÃ¤ftigung aufnehmen kÃ¶nnen, in dem entsprechenden zeitlichen Rahmen
keinen rentenversicherungsrechtlichen Nachteil erleiden sollen (vgl BSG SozR
3-2600 Â§ 58 Nr 13 S 74 mwN).

c) Entgegen der Auffassung der Beklagten ist hier ohne Bedeutung, dass die
KlÃ¤gerin nach Ablegung der ReifeprÃ¼fung und AushÃ¤ndigung ihres Zeugnisses
das Hochschulstudium erst nach Ablauf von vier Monaten aufnehmen konnte. Wie
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das BSG bereits in anderem Zusammenhang, aber ebenfalls zum zeitlichen Rahmen
der unvermeidbaren Zwischenzeit ausgefÃ¼hrt hat, ist eine lÃ¤ngere â�� Ã¼ber
vier Monate hinausgehende â�� Unterbrechung unschÃ¤dlich, wenn der
Ausbildungswillige durch staatliche Anordnung ("von hoher Hand") gehindert war,
das Studium zu einem frÃ¼heren Zeitpunkt aufzunehmen (vgl hierzu BSG SozR
3-2600 Â§ 58 Nr 14 S 80, 81). Um einen vergleichbaren Fall handelt es sich auch,
wenn Abitur und Studium nicht aufeinander folgen, sondern mit dem Studium
organisationsbedingt erst nach Ablauf von vier Monaten begonnen werden kann.
Denn Schul- und Berufsausbildung bzw die einzelnen Ausbildungsabschnitte gehen
in der Regel nicht nahtlos ineinander Ã¼ber, sodass, sofern "Ausbildung" fÃ¼r eine
Zwischenzeit organisationsbedingt typischerweise generell nicht angeboten wird,
dies dem "zukÃ¼nftigen Versicherten" nicht anzulasten und der ihm insoweit
entstandene rentenversicherungsrechtliche Nachteil auszugleichen ist (vgl hierzu
entsprechend BSG SozR 3-2600 Â§ 58 Nr 13 S 74).

Der von der Rechtsprechung des BSG in Anlehnung an Â§ 2 BKGG vorgegebene
zeitliche Rahmen von bis zu vier Monaten dient lediglich als Anhalt fÃ¼r den
Umfang des bei typisierender Betrachtungsweise auszugleichenden und von der
Versichertengemeinschaft als Solidarleistung zu tragenden
rentenversicherungsrechtlichen Nachteils. Dies hat der erkennende Senat bereits in
der Entscheidung vom 31. August 2000 â�� B 4 RA 7/99 R (= SozR 3-2600 Â§ 58 Nr
14 S 80 f) angedeutet, indem er darauf hingewiesen hat, dass eine lÃ¤ngere
Unterbrechung unschÃ¤dlich ist bei einem Abiturienten, der zum Wehr- oder
Zivildienst herangezogen wird und der danach sein Studium zum
frÃ¼hestmÃ¶glichen Zeitpunkt aufnimmt; da ihm ein frÃ¼herer Beginn des
Studiums organisationsbedingt nicht mÃ¶glich war, war er durch staatliche
Anordnung ("von hoher Hand") an der (Weiter-)Ausbildung gehindert. Ein
vergleichbarer Fall liegt aber auch vor, wenn die Ausbildungspause zwischen Abitur
und Studium auf abstrakten ausbildungsorganisatorischen MaÃ�nahmen der
AusbildungstrÃ¤ger, hier des Landes Nordrhein-Westfalen, beruht und der
Ausbildungswillige sein Studium zum nÃ¤chstmÃ¶glichen Termin aufnimmt. Im
Einklang damit hat auch der 13. Senat in der Entscheidung vom 1. Februar 1995
â�� 13 RJ 5/94 (= SozR 3-2600 Â§ 58 Nr 3 S 11) ebenso wie der erkennende Senat
im Urteil vom 22. Februar 1990 â�� 4 RA 38/89 (= SozR 3-2200 Â§ 1267 Nr 1 S 5)
auf die Dauer der "Ã¼blichen" Schul- und Semesterferien bzw auf einen "Ã¼blichen
und zeitlich Ã¼berschaubaren Zeitraum zwischen Abitur und nÃ¤chstmÃ¶glichem
Semester an einer Hochschule" hingewiesen, also auf einen typisierten
Lebenssachverhalt, der eine starre zeitliche Begrenzung gerade nicht erlaubt.

In den von der Beklagten herangezogenen Entscheidungen des BSG war im
Ã�brigen eine (mÃ¶gliche) Ã�berschreitung der zeitlichen Grenze von bis zu vier
Monaten nicht problematisiert worden; im Vordergrund stand vielmehr die Frage, ob
und unter welchen Voraussetzungen Zwangspausen zwischen Abitur und
Hochschulstudium als Ausbildungs-Anrechnungszeiten vormerkungsfÃ¤hig sind.

3. Die Revision der Beklagten ist mithin zurÃ¼ckzuweisen.

4. Die Kostenentscheidung beruht auf Â§Â§ 183, 193 SGG.
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